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Liebe Leserinnen und Leser, 

 

wir freuen uns, dass Ihr Euch unseren aktuellen Newsletter BERLIN AKTUELL zur Lektüre genom-
men habt.  

Diese Woche wurde in erster Lesung über eine Reform der Grundsteuer beraten, um die Steuerlast der 

einzelnen Kommunen an die örtlichen Besonderheiten anzupassen und somit fairer zu gestalten. Der 

Mindestlohn für Auszubildende war ebenfalls Thema und soll ab 2020 endlich für eine gerechte Vergü-

tung schon während der Lehrzeit sorgen. Die SPD-Bundestagsfraktion hat dies bereits seit Jahren ge-

fordert und kann nun erste Erfolge verzeichnen. 

Weitere Themen in der letzten Sitzungswoche vor der Sommerpause waren die Neuregelung der Or-

ganspende: Sollte einer Spende aktiv zugestimmt werden müssen oder jeder Mensch Organspender 

sein, solange er nicht widerspricht?  

Abseits dessen soll das Wohngeld gestärkt werden sowie das Staatsangehörigkeitsgesetz erneuert 

werden. 

 

 

 

Wir wünschen viel Freude beim Lesen! 

 

Eure  

 

 

 

 

 

          Bärbel Bas        Mahmut Özdemir 
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Inhaltsverzeichnis 

TOP-THEMA 

BUNDESTAG BRINGT REFORM DER GRUNDSTEUER AUF DEN WEG 
Die Bundesregierung hat sich mit den Bundesländern auf einen Vorschlag geeinigt, der eine 
aufkommensneutrale Reform der Grundsteuer gewährleistet – auch wenn Veränderungen im 
Einzelfall nicht ausgeschlossen werden können. Wichtig ist, dass Städte und Gemeinden eine 
solide finanzielle Basis für ihre Aufgaben haben. Das ist eine notwendige Grundvoraussetzung 
für gleichwertige Lebensverhältnisse überall in Deutschland. Der Bund wird künftig ausdrück-
lich die Gesetzgebungskompetenz für die Grundsteuer bekommen. Die Länder erhalten zwar 
das Recht, davon abzuweichen – aber nicht auf Kosten der anderen. Die SPD-Fraktion hat 
dafür gesorgt, dass es im Länderfinanzausgleich bei einem gerechten Ausgleich bleibt, der 
nach dem Modell des Bundes berechnet wird. 
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BILDUNG 

DER MINDESTLOHN FÜR AUSZUBILDENDE KOMMT  
Der Mindestlohn für Auszubildende kommt. Mit einem Gesetz zur Modernisierung der Berufs-
ausbildung soll endlich eine Mindestvergütung für Auszubildende eingeführt werden – eine 
langjährige Forderung der SPD-Bundestagsfraktion. Die Vergütungshöhe steigt in Abhängig-
keit vom Beginn der Ausbildung und dem Ausbildungsjahr an. Außerdem soll eine Teilzeitbe-
rufsausbildung für alle Azubis möglich werden.  
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GESUNDHEITSPOLITIK  

BUNDESTAG DEBATTIERT ÜBER ORGANSPENDE  
Der Bundestag hat zwei fraktionsübergreifende Anträge debattiert, die das Ziel haben, die Be-
reitschaft zur Organspende zu erhöhen: Bei der Widerspruchslösung sollen alle Menschen Or-
ganspender sein, wenn sie nicht widersprechen. Bei der Entscheidungslösung sollen sich die 
Menschen aktiv für eine Spende entscheiden. Der Bundestag will im Herbst über die Neurege-
lung abstimmen. 
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MIETEN UND W OHNEN 

FÜR BEZAHLBARE MIETEN: KOALITION WILL WOHNGELD  

STÄRKEN  

Mit einer Reform des Wohngeldes will die Koalition Haushalte mit geringen Einkommen bei 
den Wohnkosten entlasten. Es soll mehr Wohngeld geben, und es sollen mehr Haushalte 
Wohngeld erhalten. Zudem wird das Wohngeld mit dem geplanten Gesetz erstmals automa-
tisch alle zwei Jahre an die Miet- und Einkommensentwicklung angepasst.  
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ÄNDERUNG DES STAATSANGEHÖRIGKEITSGESETZES  
Der Bundestag hat Änderungen beim Staatsangehörigkeitsrecht beschlossen. Das 
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 10 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

  



 

4 

TOPTHEMA 

BUNDESTAG BRINGT REFORM DER GRUNDSTEUER AUF DEN WEG  

Gerechter, einfacher, rechtssicher: Der Bundestag hat an diesem Donnerstag in erster Lesung ein Gesetzespaket 

von Bundesfinanzminister Olaf Scholz (SPD) zur Neuregelung der Grundsteuer beraten. Der Gesetzentwurf war 

vergangene Woche vom Kabinett gebilligt worden. Dem vorausgegangen waren monatelange Verhandlungen 

zwischen Bund und Bundesländern. Denn die bisherige Erhebung der Grundsteuer verstößt nach einem Urteil 

des Bundesverfassungsgerichts gegen das Grundgesetz. Begründung: Die Regeln zur Bewertung der Grundstücke 

und Gebäude seien nicht mit dem allgemeinen Gleichheitssatz vereinbar, da sie zu gravierenden und umfassen-

den Ungleichbehandlungen führten.  

Eine Neureglung muss bis Ende 2019 stehen, sonst darf die Grundsteuer nicht mehr erhoben werden – die Kom-

munen hätten jedes Jahr rund 15 Milliarden Euro weniger an Einnahmen. Das würde kaum funktionieren, Gelder 

für Schulen, Kitas, die Infrastruktur und die übrige Daseinsvorsorge würden in großem Umfang fehlen. Die Grund-

steuer ist nämlich eine reine Gemeindesteuer, das Aufkommen steht also den Städten und Gemeinden zu. Sie 

wurde bisher durch ein Bundesgesetz geregelt, das der Zustimmung der Länder im Bundesrat bedurfte. Der neue 

Gesetzentwurf orientiert sich an der tatsächlichen Wertentwicklung der Grundstücke und verteilt die Steuerlast 

fair und gerecht. Der Verwaltungsaufwand für die Berechnung wird massiv verringert, die Wertermittlung den 

unterschiedlichen Wohngegebenheiten angepasst. Damit bleibt die Grundsteuer als wichtige Einnahmequelle 

der Städte und Gemeinden erhalten.  

Die bisherige Berechnung der Grundsteuer basiert auf jahrzehntealten Grundstückswerten – im Westen werden 

die Grundstücke nach ihrem Wert im Jahre 1964 berücksichtigt, im Osten sogar nach dem Wert von 1935. Die 

Werte von Grundstücken und Gebäuden haben sich seit 1964/1935 sowohl im Westen wie im Osten sehr unter-

schiedlich entwickelt. Gegenwärtig werden dadurch für vergleichbare Immobilien sehr unterschiedliche Steuer-

zahlungen fällig. Diese – nicht begründbare – Ungleichbehandlung muss nach Maßgabe des höchsten Gerichts 

durch eine Reform beendet werden. Diese Reform muss wie beschrieben per Gesetz bis Ende dieses Jahres ste-

hen. Die Behörden haben im Anschluss fünf Jahre Zeit für die administrative Umsetzung (Datenerhebung etc.). 

Die Grundsteuer würde dann spätestens ab dem 1. Januar 2025 auf Basis der neuen Werte festgesetzt. Bis Jah-

resende soll der Gesetzentwurf von Bundestag und Bundesrat beschlossen werden.  

 

 

Verfassungsfeste Neuregelung  
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Das Ziel der geplanten Reform ist eine verfassungsfeste und gerechte Neuregelung, bei der das Gesamtaufkom-

men aus der Grundsteuer insgesamt gleich bleibt. Es geht ausdrücklich nicht um Mehreinnahmen der Kommunen 

– d. h. die Steuerpflichtigen insgesamt sollen nicht mehr Grundsteuer bezahlen. Allerdings ist es zwangsläufige 

Folge des Urteils des Bundesverfassungsgerichts, dass es zu Veränderungen kommt. Einige werden etwas mehr 

zahlen, während andere weniger Grundsteuer zahlen müssen. Ziel eines zweiten Gesetzentwurfs zur Änderung 

des Grundgesetzes ist die Begründung einer uneingeschränkten konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz des 

Bundes für die Neuregelung des Grundsteuer- und Bewertungsrechts: In Zukunft würde also nicht mehr begrün-

det werden müssen, dass ein solches Gesetz (oder seine Änderung) nötig ist, um gleichwertige Lebensverhält-

nisse herzustellen oder die Rechts- und Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse zu wahren.  

Zur Neufassung  

Die Berechnung der Grundsteuer soll sich weiterhin am Wert einer Immobilie orientieren. Es macht einen Unter-

schied, ob ein Haus oder eine Wohnung in einem begehrten Innenstadtviertel oder in einer weniger gefragten 

Randlage einer Metropole steht, ob es sich in einer ländlichen Gemeinde oder in der Stadt befindet, ob ein Ge-

werbebetrieb in einer strukturschwachen Region angesiedelt ist oder in einer Großstadt. Als Grundlage der Be-

messung der Grundsteuer sollen vor allem der Wert des Bodens und die durchschnittliche gezahlte Miete am 

jeweiligen Standort dienen. Für Immobilien des sozialen Wohnungsbaus, kommunale sowie gemeinnützige Woh-

nungsbaugesellschaften und Wohnungsgenossenschaften sieht die Neuregelung unter bestimmten Vorausset-

zungen eine Begünstigung vor. Damit bleibt Wohnen bezahlbar. Sollte sich in einzelnen Kommunen das Grund-

steueraufkommen wegen der Neubewertung dennoch erhöhen, besteht für die Kommunen die Möglichkeit, 

über niedrigere so genannte Hebesätze, die sie selbst festlegen, einer möglichen Mehrbelastung entgegenzuwir-

ken. Die Kommunen haben bereits angekündigt, dass sie dies auch tun werden – denn eine Erhöhung der Grund-

steuer wäre politisch für keinen Bürgermeister bzw. Bürgermeisterin vermittelbar. Außerdem sollen die Kommu-

nen zukünftig über die so genannte Grundsteuer C die Möglichkeit erhalten, über ihren Hebesatz die Spekulation 

mit baureifen Grundstücken einzudämmen.   

Übersichtliche Kriterien  

Im Einzelnen: In die Berechnung der Grundsteuer nach dem Modell von Olaf Scholz und den Landesfinanzminis-

terinnen und -ministern sollen künftig nur noch wenige, vergleichsweise einfach zu ermittelnde Parameter ein-

fließen. Bei der Ermittlung der Grundsteuer für die Wohngrundstücke geht es konkret um fünf Punkte: Grund-

stücksfläche, Bodenrichtwert, Immobilienart, Alter des Gebäudes, Mietniveaustufe. Zur Ermittlung der Grund-

steuer für Gewerbegrundstücke soll die Zahl der von den Steuerpflichtigen zu erklärenden Angaben von bisher 

mehr als 30 auf maximal acht sinken. Falls diese Parameter nicht ohnehin bekannt sind, werden sie über das 

Internet abrufbar sein. Der administrative Aufwand verringert sich damit deutlich: Der kluge Einsatz digitaler 
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Möglichkeiten bei der Datenerhebung und -bearbeitung macht das möglich und soll künftig für Entlastung sor-

gen. Die vom Bundesverfassungsgericht geforderte Aktualisierung der Bewertung könnte alle sieben Jahre weit-

gehend automatisch erfolgen. Steuerpflichtige und Finanzverwaltung erhalten ausreichend Zeit, um sich auf die 

genannten Änderungen einzustellen.  

Abweichungen vom Scholz-Modell  

In der Diskussion war auch das so genannte Flächenmodell, das ausschließlich an der Fläche der Grundstücke 

und der vorhandenen Gebäude ansetzt. Die Werte der Grundstücke und der Gebäude bleiben bei diesem Modell 

unberücksichtigt. Ein solches Modell ist auf der Basis des aktuellen Grundgesetzes nicht möglich – denn es gibt, 

wie beschrieben, für eine Neubegründung der Grundsteuer abweichend vom bisherigen Modell keine Gesetzge-

bungskompetenz mehr. Ein gesonderter Gesetzentwurf soll dem Wunsch nach der Möglichkeit des Abweichens 

für die Länder von der bundeseinheitlichen Regelung Rechnung tragen. Eine solche Möglichkeit ist seit der letzten 

Föderalismusreform im Grundgesetz schon für verschiedene andere Rechtsbereiche vorgesehen (etwa das Na-

turschutzrecht, das Jagdrecht, die Raumordnung oder das Hochschulzulassungsrecht). Aber: Für die Berechnung 

des Länderfinanzausgleichs soll die bundeseinheitliche Regelung zugrunde gelegt werden. Damit hätten andere 

Bundesländer keinen finanziellen Nachteil durch den Sonderweg eines Landes wie Bayern. Das wird durch eine 

entsprechende Regelung im Finanzausgleichsgesetz abgesichert.  

Zur politischen Bewertung  

Achim Post, stellvertretender Fraktionsvorsitzender, Bernhard Daldrup, kommunalpolitischer Sprecher, und 

Lothar Binding, finanzpolitischer Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion, betonen: „Der Kabinettbeschluss zur 

Grundsteuerreform ist ein wichtiger Etappenschritt, um die Grundsteuereinnahmen auch weiterhin sicherzustel-

len. Mit dem wertabhängigen Modell von Bundesfinanzminister Olaf Scholz wird die Grundsteuer einfacher, ge-

rechter und zukunftsfähig. Die SPD-Fraktion steht an der Seite der Städte und Gemeinden in Deutschland. Des-

halb ist für die SPD-Fraktion eine verfassungsfeste Grundsteuer ein zentraler Auftrag ihrer Regierungsarbeit.  

Mit dem Gesetzentwurf behält der Bund die Gesetzgebungskompetenz; die Grundsteuer kann nicht zur Disposi-

tion gestellt werden. Das wird jetzt auch im Grundgesetz zweifelsfrei festgeschrieben. Zugleich wird den Bundes-

ländern allerdings das Recht eingeräumt, abweichende landesrechtliche Regelungen zur Grundsteuer zu erlas-

sen.  

Nach monatelangen Verhandlungen hat die CSU in letzter Minute den mit den Ländern angestrebten Konsens 

verlassen und eine solche Abweichungsmöglichkeit für einzelne Länder verlangt. Die CSU hat damit die Kommu-

nen in Deutschland in Haftung genommen, um ihre eigenen parteipolitischen Ziele durchzusetzen. Eine Abwei-

chungsmöglichkeit birgt die Gefahr einer Zersplitterung des Grundsteuerrechts. Die einfache bundeseinheitliche 

Regelung wird durch eine zusätzliche bürokratische Regelung für einzelne Länder gefährdet, im Zweifelsfall auf 
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dem Rücken der Kommunen. Hinzu kommt: Das Flächenmodell, das die CSU nunmehr in Bayern einführen will, 

begünstigt vor allem wohlhabende Immobilienbesitzer. Diese Grundsteuer à la CSU ist nicht einfach, sondern 

einfach ungerecht. Würde ein solches Modell in Deutschland weiter um sich greifen, wäre das ein Weg hin zu 

mehr Bürokratie, weniger Gerechtigkeit und letztlich egoistischer Kleinstaaterei.  

Wir wissen zugleich um die Verantwortung für die Handlungsfähigkeit unserer Städte und Gemeinden und die 

Notwendigkeit, eine Grundsteuerreform bis Ende des Jahres abzuschließen, um die Anforderungen des Bundes-

verfassungsgerichts zu erfüllen und das Grundsteueraufkommen für die Kommunen zu sichern. Für uns ist dabei 

in jedem Fall klar: Es muss bei den Grundgesetzänderungen verlässlich sichergestellt sein, dass sich Bayern nicht 

auf Kosten anderer Bundesländer im Länderfinanzausgleich der Finanzverantwortung entzieht.“  

BILDUNG  

DER MINDESTLOHN FÜR AUSZUBILDENDE KOMMT  

Auszubildende sind die Zukunft der Betriebe in unserem Land. Sie lernen und packen mit an. Ihre Leistung ver-

dient deshalb Respekt und eine ordentliche Bezahlung. In den Koalitionsverhandlungen hatten die Sozialdemo-

kratinnen und Sozialdemokraten eine Mindestvergütung für Azubis durchgesetzt. Jetzt ist es soweit: In dieser 

Woche hat der Bundestag in erster Lesung den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur „Modernisierung und 

Stärkung der beruflichen Bildung“ (BBiG) beraten. Mit dem geplanten Gesetz geht die Koalition auf wichtige 

Trends und Herausforderungen in der beruflichen Bildung ein und schafft so den rechtlichen Rahmen, um die 

duale Berufsausbildung fit für die Zukunft zu machen. Die Mindestausbildungsvergütung (MAV), kurz der Azubi-

Mindestlohn, ist die größte Verbesserung dieser Reform, denn gut ausgebildete Fachkräfte brauchen eine sichere 

finanzielle Grundlage – schon während ihrer Ausbildung.  

Vergütungen steigen an  

Schon jetzt sind alle Betriebe verpflichtet, ihren Auszubildenden „eine angemessene Ausbildungsvergütung“ zu 

zahlen. Und trotzdem bekommen Auszubildende in manchen Betrieben und Regionen eine sehr geringe Vergü-

tung. Das macht einige Ausbildungen unattraktiv und spiegelt nicht die Leistung der Auszubildenden in ihrem 

Betrieb wider. Mit der MAV wird diese Verpflichtung für „angemessene Ausbildungsvergütungen“ endlich kon-

kretisiert und im Berufsbildungsgesetz verankert. Die Mindesthöhe der Vergütung für eine Ausbildung wird zu-

nächst von 2020 an auf 515 Euro für das 1. Lehrjahr festgelegt und sich bis ins 3. Lehrjahr um 35 Prozent auf 695 

Euro erhöhen.  

Die MAV ist der neue Mindestlohn für Azubis und definiert, was der Ausbildungsbetrieb dem Azubi mindestens 

zu zahlen hat. Die SPD-Fraktion hat darüber hinaus erreicht, dass die Vergütungen mit fortschreitender Ausbil-

dung in den nächsten Jahren deutlich steigen werden. In den Jahren 2021, 2022 und 2023 erhöht sich demnach 

die MAV im 1. Lehrjahr in weiteren Schritten von 550 Euro über 585 Euro bis auf 620 Euro. Durch die prozentuale 



 

8 

Anpassung wird sie dann im 3. Ausbildungsjahr 2025 schlussendlich 837 Euro betragen. Diese Beträge werden 

auch in Zukunft weiter fortgeschrieben und erhöhen sich entsprechend. Wichtig ist dabei: Die Ausbildungsver-

gütung regelt sich weiter nach Tarifvertrag, der zwischen Sozialpartnern ausgehandelt wird. Die MAV sichert 

künftig aber eine untere Grenze. Nur tarifgebundene Ausbildungsbetriebe können ihren Auszubildenden die für 

sie geltenden tariflichen Ausbildungsvergütungen zahlen, wenn diese noch unter den oben genannten Sätzen 

liegen. Sie sollten bis zum Jahr 2024 an die Sätze der gesetzlichen MAV herangeführt werden. Maßgeblich ist die 

tarifliche Ausbildungsvergütung.  

Ohne den engagierten Einsatz des DGB und der Gewerkschaften insgesamt und dem BDA wäre dieses Ergebnis 

nicht zu Stande gekommen. Damit wird auch deutlich, dass die Arbeitgeber eigentlich wissen, dass es dringend 

an der Zeit ist, ihre Azubis besser zu bezahlen – und dazu auch bereit sind. Da Jugendliche in der Ausbildung 

aktuell nicht vom Mindestlohn erfasst werden, schließt die MAV eine wichtige Lücke. Die SPD-Bundestagsfraktion 

ist stolz darauf, dass sie gegen Widerstände des Wirtschaftsministeriums und die Untätigkeit der Bildungsminis-

terin die MAV durchsetzen konnte und dieses wichtige Gesetz nun in die parlamentarischen Beratungen geht.  

Weitere wichtige Neuerungen  

Neben der Mindestausbildungsvergütung bringt der Gesetzentwurf noch andere Neuerungen auf den Weg. So 

wird beispielsweise jetzt die Möglichkeit der Teilzeitberufsausbildung auf alle Auszubildenden ausgeweitet. Das 

ist insbesondere eine Chance für lernbeeinträchtigte Personen, Menschen mit Behinderung und Geflüchtete. Das 

Gesetz soll am 1. Januar 2020 in Kraft treten. In den anstehenden Beratungen zum Gesetzentwurf will die SPD-

Fraktion weitere Verbesserungen erreichen, zum Beispiel bei der Ausbildungsqualität. Außerdem will die Frak-

tion die Rahmenbedingungen für Auszubildende verbessern, wenn es um Freistellung für Berufsschulzeiten geht.  

GESUNDHEITSPOLITIK  

BUNDESTAG DEBATTIERT ÜBER ORGANSPENDE  

Der Bundestag hat am Mittwoch über eine Neuregelung der Organspende debattiert. Die Kernfrage: Sollen die 

Menschen einer späteren Organspende aktiv zustimmen oder sollen alle automatisch Organspender sein, wenn 

sie nicht widersprechen?  

Mehr als 9000 Menschen warten derzeit in Deutschland auf eine Organtransplantation. Im Jahr 2018 haben 955 

Menschen nach ihrem Tod ihre Organe gespendet. Und auch wenn das erstmals seit 2010 einen Anstieg der 

Zahlen bedeutet, ist klar: Die Anzahl von Organspendern reicht bei weitem nicht aus, damit alle Menschen ein 

Spenderorgan bekommen, die es benötigen. Menschen wollen spenden, tun es aber nicht. Neben besseren Be-

dingungen in den Krankenhäusern – die die Koalition mit den Änderungen des Transplantationsgesetzes bereits 

beschlossen hat – braucht es dafür vor allem eine höhere Bereitschaft zur Organspende der Bevölkerung. Denn 

bisher stehen zwar laut einer aktuellen Befragung der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung rund 84 



 

9 

Prozent der Menschen einer Organ- und Gewebespende eher positiv gegenüber. Allerdings liegt der Anteil der 

Menschen mit Organspendeausweis nur bei 36 Prozent. Bisher müssen sich Menschen aktiv dafür entscheiden, 

wenn sie nach einem Hirntod ihre Organe spenden wollen. Das Problem: Viele Menschen beschäftigen sich gar 

nicht erst mit der Frage, ob sie dafür bereit sind. Der Bundestag hat deshalb am Mittwoch darüber diskutiert, 

wie die Bereitschaft zur Organspende besser gefördert werden kann. Konkret ging es um zwei Gesetzentwürfe 

zur Neuregelung der Organspende, die beide von fraktionsübergreifenden Abgeordnetengruppen vorgelegt wur-

den. Da es sich bei der Organspende um eine grundlegende ethische Frage handelt, werden keine Fraktionspo-

sitionen festgelegt.  

Widerspruchslösung  

Den ersten Entwurf hat eine Gruppe von Abgeordneten um den SPD-Fraktionsvize Karl Lauterbach erarbeitet. Er 

sieht die Einführung einer Widerspruchslösung vor. Damit wären alle Bürgerinnen und Bürger, die 16 Jahre alt 

sind, automatisch Organspender. Wenn sie nicht spenden wollen, können sie jederzeit widersprechen. Diesen 

Widerspruch können die Bürgerinnen und Bürger in einem bundesweiten Register eintragen. Sie können diesen 

Eintrag selbst erstellen, ändern oder löschen. Ärzte, die Organ- und Gewebeentnahmen vornehmen, müssen 

vorher prüfen, ob eine Erklärung des möglichen Spenders vorliegt. Im Zweifel können auch die nächsten Ange-

hörigen über eine Organspende entscheiden, wenn sie glaubhaft machen können, dass der Betroffene kein Spen-

der sein wollte. Karl Lauterbach sagte in der Debatte: „Mehr als die Hälfte der Menschen, die eigentlich spenden 

wollen, tun das nie, weil sie es nicht dokumentiert haben“. Hier versage das bisherige System. Für ihn ist deshalb 

die Widerspruchslösung auch ethisch geboten. Es müsse zumindest die Pflicht geben, sich mit dem Thema aus-

einanderzusetzen und zu widersprechen, wenn man nicht spenden wolle.  

Entscheidungslösung  

Der zweite Gesetzentwurf kommt von einer Abgeordnetengruppe um die SPD-Gesundheitspolitikerin Hilde 

Mattheis. Er setzt weiterhin auf eine freiwillige Entscheidung und ausdrückliche Zustimmung zu einer späteren 

Organspende. Allerdings sollen sich möglichst alle Bürgerinnen und Bürger mit der Frage der Organspende aus-

einandersetzen und ihre Entscheidung dokumentieren. Ein bundesweites Online-Register soll es den Menschen 

möglichst einfach machen, sich als Organspender zu registrieren. Auch bei den zuständigen Stellen für die Aus-

stellung und Ausgabe von Ausweisen sollen Bürgerinnen und Bürger über das Thema informiert werden und die 

Möglichkeit bekommen, direkt vor Ort ihre Entscheidung zu dokumentieren. Der Entwurf sieht vor, dass auch 

die Hausärztinnen und Hausärzte ihre Patientinnen und Patienten alle zwei Jahre aktiv über Organ- und Gewe-

bespende aufklären und zu einer Eintragung in das Online-Register ermuntern. Hilde Mattheis sagte in der De-

batte: „Wir wollen die Zustimmung ganz aktiv abholen: bei den Ausweisstellen, beim Hausarzt oder bei Erste-

Hilfe-Kursen“. Das Selbstbestimmungsrecht der Bevölkerung sei ein hohes Gut. Und nur bei der Zustimmungslö-

sung sei sichergestellt, dass sich die Menschen mit der Frage nach Organspende auch umfassend befasst hätten.  



 

10 

Die beiden Gruppenentwürfe gehen jetzt zur weiteren Bearbeitung in den Gesundheitsausschuss, im Herbst will 

der Bundestag über die endgültige Neuregelung bei der Organspende abstimmen.  

MIETEN UND WOHNEN  

FÜR BEZAHLBARE MIETEN: KOALITION WILL WOHNGELD STÄRKEN  

Mit einer Reform des Wohngeldes will die Koalition dafür sorgen, dass Menschen mit wenig Geld auf dem Miet-

markt nicht abgehängt werden. Am Freitag hat der Bundestag in erster Lesung einen Gesetzentwurf der Bundes-

regierung debattiert. Für viele Menschen in Deutschland wird es immer schwieriger, bezahlbare Wohnungen zu 

finden. Vor allem in den Großstädten sind die Mieten in den letzten Jahren enorm gestiegen. Und besonders 

Menschen mit geringen Einkommen leiden unter dieser Entwicklung. Obwohl viele von ihnen mit dem Wohngeld 

bereits einen staatlichen Zuschuss erhalten, wird es für sie immer schwieriger, bezahlbaren Wohnraum zu finden. 

Die Koalition will diese Menschen künftig noch besser unterstützen. Das Ziel des geplanten Gesetzes: Wohnen 

soll auch für einkommensschwache Haushalte bezahlbar bleiben. Deshalb soll es nicht nur mehr Wohngeld ge-

ben, es sollen auch mehr Haushalte Wohngeld erhalten. Dafür will die Koalition das Wohngeld von 2020 an alle 

zwei Jahre automatisch an die Miet- und Einkommensentwicklung anpassen. Bisher wurde es nur in unregelmä-

ßigen Abständen angepasst, zuletzt zum 1. Januar 2016.  

Zudem will die Bundesregierung die Miethöchstbeträge nach Mietstufen gestaffelt anheben. Die Miethöchstbe-

träge bestimmen den Betrag der Miete, die mit Wohngeld bezuschusst werden kann. Je höher sie liegen, desto 

höher kann das Wohngeld für betroffene Mieterinnen und Mieter ausfallen. Die Miethöchstbeträge in den Regi-

onen mit stark steigenden Mieten, vor allem in den Ballungsräumen, werden überdurchschnittlich angehoben. 

Außerdem will die Koalition eine neue Mietenstufe VII einführen, mit der der immer stärkeren Mietenspreizung 

Rechnung getragen wird. Damit können Haushalte in Kreisen und Gemeinden mit einer Abweichung des Mieten-

niveaus von 35 Prozent und höher gegenüber dem Bundesdurchschnitt nun stärker durch das Wohngeld bezu-

schusst werden.  

Diese Maßnahmen führen insgesamt dazu, dass es vom 01. Januar 2020 an mehr Wohngeld für mehr Menschen 

geben wird. Von der geplanten Reform profitieren insgesamt rund 660.000 Haushalte. Zum Vergleich: Ohne Neu-

regelung würde sich die Zahl dieser Haushalte bis Ende 2020 voraussichtlich auf rund 470.000 reduzieren. Rund 

180.000 Haushalte werden durch die Reform neu oder wieder einen Anspruch auf Wohngeld erhalten.  

INNENPOLITIK  

ÄNDERUNG DES STAATSANGEHÖRIGKEITSGESETZES  

Am Donnerstag hat der Bundestag in 2./3. Lesung den Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Staats-

angehörigkeitsgesetzes verabschiedet. Mit dem Gesetz soll ein Verlusttatbestand für deutsche IS-Kämpfer ein-

geführt werden, sofern sie eine zusätzliche Staatsangehörigkeit besitzen. Zudem soll klargestellt werden, dass 
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Menschen, die in Mehrehe leben, nicht eingebürgert werden können. Weitere Änderungen sind eine längere 

Rücknahmefrist rechtswidriger Einbürgerungen und die Festsetzung einer geklärten Identität als gesetzliche Vo-

raussetzung. Die wichtigsten Punkte im Einzelnen:  

IS-Kämpferinnen und -Kämpfer  

Im Koalitionsvertrag ist vereinbart, in das Staatsangehörigkeitsgesetz einen Verlusttatbestand einzufügen, nach 

dem Deutsche, die sich an Kampfhandlungen einer terroristischen Vereinigung im Ausland konkret beteiligen, 

die deutsche Staatsangehörigkeit verlieren, wenn sie eine zusätzliche Staatsangehörigkeit besitzen. Das betrifft 

nur Personen, die eine weitere Staatsangehörigkeit (Mehrstaater) haben. Damit wird ausgeschlossen, dass Be-

troffene durch den Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit staatenlos werden. Das Bundeskabinett hatte am 

3. April einen entsprechenden Gesetzentwurf beschlossen, der Bundestag am 16. Mai zum ersten Mal darüber 

debattiert. Am 24 Juni hatte der Innenausschuss eine Anhörung mit Sachverständigen dazu durchgeführt. Deren 

Empfehlungen wurden nun in einen Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen eingearbeitet, sodass im Gesetz-

entwurf Präzisierungen aufgenommen werden.  

Identitätsfeststellung  

Auch heute schon ist die Klärung offener Identitätsfragen zwingende Voraussetzung für die Einbürgerung. Mit 

dem Änderungsantrag wird die gesicherte Feststellung der Identität und Staatsangehörigkeit einer Person nun 

auch als gesetzliche Einbürgerungsvoraussetzung normiert. Diese Regelung ist notwendig, weil ein klares Inte-

resse des Staates besteht, zu verhindern, dass ein und dieselbe Person im Rechtsverkehr mit unterschiedlichen 

Identitäten und amtlichen Ausweispapieren auftreten kann. Zudem besteht auch ein öffentliches Interesse da-

ran, dass die Einbürgerungsurkunde richtig ist – was eine Überprüfung der Identitätsangaben erforderlich macht. 

Für diejenigen, denen eine Klärung ihrer Identität oder Staatsangehörigkeit nicht möglich ist, wird es eine Härte-

fallregelung geben, die Geflüchteten nützt, die es nicht in Schuld haben, dass eine Klärung ihrer Identität oder 

Staatsangehörigkeit nicht möglich ist.  

Mehrehe/Vielehe  

Mit dem Gesetz soll außerdem klargestellt werden, dass Menschen, die in Mehrehe leben, nicht eingebürgert 

werden können. Denn das Eingehen einer Mehrehe ist nach deutschem Recht strafbar (§ 172 Strafgesetzbuch). 

Es ist für die SPD-Bundestagsfraktion vollkommen klar, dass Menschen, die zu uns gekommen sind und heute 

selbstverständlicher Teil unserer Gesellschaft geworden sind, in viel größerem Umfang eingebürgert werden soll-

ten als bislang. Dieses Vorhaben wird jedoch hintertrieben, wenn gleichzeitig darauf verzichtet wird, ein mit dem 

Grundgesetz unvereinbares patriarchales Eheverständnis zu einem Ausschlussgrund bei der Einbürgerung zu er-

klären. Für das deutsche Verständnis ist die Einehe prägend, was sich nicht nur aus dem strafrechtlichen Verbot 

der Mehrehe, sondern auch aus den einschlägigen zivil- und verfassungsrechtlichen Vorschriften ergibt.  
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Wegen der gesellschaftlich-kulturellen Prägung und der straf- und verfassungsrechtlichen Verankerung der Ein-

ehe ist es notwendig, den Grundsatz der Einehe nicht nur für die Einbürgerung von Ehegatt*innen oder Lebens-

partner*innen deutscher Staatsangehöriger – wie heute schon im Gesetz vorgeschrieben –, sondern grundsätz-

lich auch von allen übrigen Einbürgerungsbewerber*innen zu verlangen. Vor diesem Hintergrund wird nun klar-

gestellt, dass Personen, die in Mehrehe leben, nicht eingebürgert werden können. Dafür werden §§ 8 und 10 

Staatsangehörigkeitsgesetz (StAG) dahingehend ergänzt, dass eine „Einordnung in die deutschen Lebensverhält-

nisse“ bei einer Einbürgerung nach diesen Vorschriften gewährleistet sein muss. Das Tatbestandsmerkmal „Ein-

ordnung in die deutschen Lebensverhältnisse“ ist auch jetzt schon Teil geltenden Rechts. Da solch ein Ausschluss-

grund im geltenden Recht für die Einbürgerung von Ehegatt*innen bereits geregelt ist, ist es erst recht erforder-

lich, auch für Einbürgerungen nach §§ 8 und 10 StAG einen entsprechenden Ausschlussgrund zu schaffen. Und 

weil kulturelle oder politische Einstellungen dabei keine Rolle spielen, kann keine Rede davon sein, dass die Ein-

bürgerungsvoraussetzung der „Einordnung in die deutschen Lebensverhältnisse“ eine wie auch immer ausgestal-

tete Leitkulturprüfung erforderlich macht oder ermöglicht. Vielmehr dient die Formulierung nur als Ausschluss-

grund für Fälle von Mehrehe. Um das klar herauszustellen wird mithilfe des oben genannten Änderungsantrages 

die Einbürgerungsvoraussetzung der „Einordnung in die deutschen Lebensverhältnisse“ in § 10 Staatsangehörig-

keitsrecht um den Zusatz ergänzt, dass die betreffende Person „insbesondere […] nicht gleichzeitig mit mehreren 

Ehegatten verheiratet ist“. Durch die Ergänzung wird die Einordnung in die deutschen Lebensverhältnisse“ kon-

kretisiert, indem Mehrehe als Regelbeispiel normiert wird. So wird auch gesetzlich festgelegt, was das Parlament 

als Gesetzgeber unter diesem Begriff versteht, damit es hinterher nicht zu Auslegungsproblemen kommt. Diese 

Formulierung bedeutet ausdrücklich nicht, dass mit der Einordnung in die deutschen Lebensverhältnisse viele 

weitere Konstellationen neben der Mehrehe gemeint sind. Vielmehr gibt der Zusatz „insbesondere“ vor, dass 

mögliche andere Fälle in Schwere und Bedeutung dem der Mehrehe entsprechen müssen. Dadurch ist sicherge-

stellt, dass niemand eigenmächtig oder gar willkürlich von der Einbürgerung ausgeschlossen wird.  

Rücknahmefrist  

Im aktuell geltenden Recht heißt es: „Eine rechtswidrige Einbürgerung oder eine rechtswidrige Genehmigung zur 

Beibehaltung der deutschen Staatsangehörigkeit kann nur zurückgenommen werden, wenn der Verwaltungsakt 

durch arglistige Täuschung, Drohung oder Bestechung oder durch vorsätzlich unrichtige oder unvollständige An-

gaben, die wesentlich für seinen Erlass gewesen sind, erwirkt worden ist.“ Dafür gilt eine Rücknahmefrist von 

fünf Jahren. In der Praxis zeigt sich aber, dass das nicht genügt, denn häufig ergeben sich erst deutlich im Nach-

hinein Anhaltspunkte dafür, dass vorsätzlich eine falsche Identität angegeben, ein falsches Bekenntnis oder an-

dere falsche Erklärungen zu extremistischen Betätigungen abgegeben wurden. Deshalb wird die bestehende 

Fünf-Jahres-Rücknahmefrist auf zehn Jahre verlängert. Diese Regelung zielt – wie bisher – nur auf diejenigen ab, 

die bewusst und vorsätzlich falsche Angaben zu ihrer Identität oder Staatsangehörigkeit gemacht haben. Es geht 

nicht um eine Staatsangehörigkeit auf Probe. 


